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§ 33. (1) Das Gericht kann von Erhebungen absehen, wenn es schon auf Grund offenkundiger 
Tatsachen oder der unbestrittenen und unbedenklichen Angaben einer oder mehrerer Parteien davon 
überzeugt ist, dass eine Behauptung für wahr zu halten ist. 

(2) Das Gericht kann nicht erwiesene Tatsachenvorbringen unberücksichtigt lassen und von der 
Aufnahme von Beweisen Abstand nehmen, wenn solche Tatsachen oder Beweise von einer Partei 
verspätet vorgebracht oder angeboten werden und bei sorgfältiger Berücksichtigung aller Umstände kein 
vernünftiger Zweifel besteht, dass damit das Verfahren verschleppt werden soll und die Zulassung die 
Erledigung des Verfahrens erheblich verzögern würde. 


